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Unterrichtung 
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Bericht der Bundesregierung über neue Entwicklungen in den 
Ratsverhandlungen zum Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die strukturelle Unternehmensstatistik 


I. Auftrag 

In der vom Deutschen Bundestag in seiner 54. Sitzung am 
28. September 2006 angenommenen Beschlussempfeh- 
lung des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie 
(Bundestagsdmcksache 16/2575 vom 13. September 2006) 
zum Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die strukturelle Untemeh- 
mensstatistik (Kom (2006) 66 endg.; Ratsdok. 6715/06) 
wird die Bundesregierung in Nummer II.5. aufgeordert, 
„den Deutschen Bundestag über neue Entwicklungen in 
den Ratsverhandlungen auf dem Laufenden zu halten.“ 
Dieser Aufforderung kommt die Bundesregierung im Fol- 
genden nach. 

II. Stand der Verhandlungen 

Der o. g. Vorschlag der Kommission vom 21 . Februar 2006 
wurde in der Ratsarbeitsgruppe Statistik in vier Sitzun- 
gen, zuletzt am 10. November 2006, behandelt. Dabei 
wurde eine vorläufige Einigung erzielt, die nach Auffas- 
sung der finnischen Präsidentschaft ausreicht, um nach 
Einarbeitung der neuen Wirtschaftszweige-Klassifikation 
NACE Rev. 2 das Verhandlungsergebnis an das Europäi- 
sche Parlament weiterzuleiten. 

Verglichen mit dem Vorschlag der Kommission konnten 
die Mitgliedstaaten und nicht zuletzt die deutsche Delega- 
tion in den Verhandlungen wesentliche Erleichterungen 
für die Auskunftspflichtigen und die statistischen Ämter 
erzielen. 

III. Ergebnisse der Verhandlungen in der 
Ratsarbeitsgruppe Statistik 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung aufge- 
fordert (vgl. Bundestagsdrucksache 16/2575), in den 
Ratsverhandlungen „die in Punkt L dargestellten Feststel- 
lungen“ aufzugreifen und insbesondere 


1. sich dafür einzusetzen, den EU-Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit einzuräumen, unter Kosten-Nutzen- 
Gesichtspunkten Unternehmen mit weniger als 50 Be- 
schäftigten von statistischen Berichtspfiichten zu be- 
freien; 

2. zu prüfen, ob die Erhebung der Merkmale „Aufwen- 
dungen für Leiharbeitnehmer“ und „Zahl der Lohn- 
und Gehaltsempfänger in Vollzeiteinheiten“ gemäß 
Anhang I Abschnitt 4 notwendig ist; 

3 . sich für eine Streichung des kompletten Anhangs VIII 
einzusetzen, um die Dienstleistungsuntemehmen nicht 
über die Statistikpflichten des Anhangs I hinaus über- 
mäßig zu belasten; 

4. zu prüfen, ob die Erhebung des Merkmals „Zahl der 
von den Lohn- und Gehaltsempfängern geleisteten Ar- 
beitsstunden“ im Bereich Handel gemäß Anhang III 
Abschnitt 4 notwendig ist. 

Zu Nummer 1 

Der Vorschlag wurde in der Form einer Neufassung 
(„recast“) vorgelegt. Diese Form dient zunächst der Kon- 
solidierung einer ganzen Reihe früherer Änderungen der 
Verordnung und damit der Rechtsklarheit. Zusätzlich hat 
die Kommission eine Reihe von Streichungen, Änderun- 
gen und Ergänzungen vorgeschlagen. Gegenstand der 
Ratsverhandlungen waren lediglich diese von der Kom- 
mission vorgeschlagenen Abweichungen vom bisherigen 
Rechtsstand. Für die bislang bereits von der Verordnung 
erfassten Wirtschaftszweige stand deshalb die Einführung 
einer optionalen Abschneidegrenze nicht zur Diskussion. 

Ein wesentliches Ziel bei der Fortentwicklung der 
strukturellen Untemehmensstatistik in der EU war, den 
Strukturwandel zu berücksichtigen durch Erweiterung 
des Geltungsbereichs der Verordnung um Dienstleis- 
tungsbranchen, die im vergangenen Jahrzehnt zunehmend 
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an Bedeutung gewonnen haben. Die Europäisehen Räte 
von Lissabon im März 2000 und von Stoekholm im März 
2001 haben die Bedeutung eines funktionierenden Bin- 
nenmarktes für Dienstleistungen sowie der kleinen und 
mittleren Unternehmen besonders hervorgehoben. Hie- 
raus leitet die Kommission den Auftrag zur Sehaffung der 
Voraussetzungen für ein effektives Monitoring der rele- 
vanten wirtsehaftliehen Entwieklungen ab. 

Vor diesem Hintergrund war die Forderung, den EU-Mit- 
gliedstaaten die Mögliehkeit einzuräumen, unter Kosten- 
Nutzen-Gesiehtspunkten Unternehmen mit weniger als 
50 Besehäftigten von statistisehen Berichtspfliehten zu 
befreien, weder seitens der Kommission noeh seitens 
sämtlieher anderen Mitgliedstaaten konsensfähig. Es 
konnte allerdings in den Verhandlungen eine Regelung 
formuliert werden, die den Mitgliedstaaten zumindest in 
gewissem Umfang die Mögliehkeit einräumt, Unterneh- 
men unter Kosten-Nutzen-Gesiehtspunkten von Erhebun- 
gen auszunehmen. Dabei handelt es sieh um die Option, 
Daten lediglieh als Beitrag zu europäisehen Gesamter- 
gebnissen (eontributions to European totals only = 
CETO) an Eurostat zu melden; diese müssen dann nieht 
dem statistisehen Qualitätskriterium der Repräsentativität 
auf nationaler Ebene genügen, was in gewissem Maße 
kleinere Stiehprobenumfänge erlaubt. Naeh dem Ver- 
handlungsergebnis in der Ratsarbeitsgruppe dürfen große 
Länder - wie Deutsehland - bis zu 15 Prozent der Daten 
zu Wirtsehaftszweigen auf NACE-4-Steller-Ebene und 
der naeh Betriebsgrößen disaggregierten Daten auf 
NACE-3 -Steller- Ebene als „CETO“-Daten melden. In- 
wieweit die Mitgliedstaaten hiervon Gebraueh maehen, 
ist ihnen selbst überlassen. 

Zu Nummer 2 

ln Anhang 1 Absehnitt 4 sind die ursprünglieh vorge- 
sehlagenen Merkmale „Zahl der Arbeitsstunden“ und 
„Anzahl der Teilzeitbesehäfligten“ nieht mehr enthalten; 
eine Streiehung der Merkmale „Zahl der Lohn- und Ge- 
haltsempfänger in Vollzeiteinheiten“ und „Aufwendun- 
gen für Leiharbeitnehmer“ konnte jedoeh nieht erreieht 
werden. Kommission und andere Mitgliedstaaten waren 
der Auffassung, dies sei die am wenigsten belastende Art 
der Messung des Arbeitsvolumens. Da einzuräumen ist, 
dass angesiehts der zunehmenden Vielfalt arbeitszeit- 
lieher Regelungen ein Arbeitsvolumen-Merkmal als Vo- 
raussetzung für Produktivitätsmessungen unumgänglieh 
ist und die Zahl der Lohn- und Gehaltsempfänger in Voll- 
zeifeinheifen im Bereieh der Indusfrie bereifs jefzf als Er- 
hebungsmerkmal vorgegeben isf, erseheinf der gefundene 
Kompromiss vertrefbar. Inwieweif die Merkmale fafsäeh- 
lieh erfragt werden müssen oder alternativ dureh vorlie- 
gende Daten bzw. Sehätzungen ermittelt werden können, 
was die Verordnung ausdrüeklieh zulässt (vgl. Artikel 5), 
ist von den statistisehen Ämtern noeh zu untersuehen. 


Zu Nummer 3 

Der neue Anhang Vlll sieht für untemehmensnahe 
Diensfleistungen die Lieferung von Umsatzdafen vor, die 
naeh Produkfen und Sitz des Kunden (Inland, EU- Aus- 
land, Drittland) untergliedert sind. Naehdem die Kom- 
mission die Bedeutung dieser Daten für den Lissabon- 
Prozess naehdrüeklieh unterstriehen und auf politisehe 
Festlegungen in versehiedenen Räten hingewiesen hatte, 
war allein die deutsehe Delegation zunäehst bei der For- 
derung naeh Streiehung von Anhang Vlll geblieben. Um 
von zusätzliehen Belastungen dureh Anhang Vlll zumin- 
dest die kleinen Unternehmen auszunehmen, ersehien es 
in dieser Situation geboten, die Mögliehkeiten für einen 
Kompromiss auszuloten. So ist es mit Unterstützung des 
Vereinigten Königreiehs und Spanien gelungen, die Ab- 
sehneidegrenze für die gemäß diesem Anhang zu liefern- 
den Daten von zehn auf 20 Besehäftigte pro Unternehmen 
anzuheben. Naeh Bereehnungen des Statistisehen Bun- 
desamtes werden damit in Deutsehland naeh derzeitigem 
Stand noeh etwa 3 000 (rd. 0,7 Prozent der Grundgesamt- 
heit in diesem Wirtsehaftsbereieh) statt der ursprünglieh 
erforderliehen 5 500 Unternehmen (rd. 1,2 Prozent der 
Grundgesamtheit) mit den o. g. zusätzliehen Angaben be- 
lastet. Dies erseheint im Hinbliek auf die politisehe Be- 
deutung der Daten angemessen. 

Zu Nummer 4 

Wie in Anhang 1 konnte aueh im Handel (Anhang 111) die 
Streiehung des Merkmals „Zahl der von den Lohn- und 
Gehaltsempfängern geleisfefen Arbeifsstunden“ (Ab- 
sehnift 4) erreiehf werden. Sfaftdessen wurde - überein- 
sfimmend mif Anhang 1 - als Arbeifsvolumen-Merkmal 
die „Zahl der Lohn- und Gehalfsempfänger in Vollzeifein- 
heifen“ vorgesehen. 

Zu weitereu Verhaudluugsergebuisseu 

a) Der Umfang des Ad-hoe-Moduls als flexibles Instru- 
ment bei neu auftretendem Datenbedarf konnte in den 
Verhandlungen eng begrenzt werden: Höehstens eine 
Ad-hoe-Befragung pro Jahr mit höehstens 25 000 Be- 
fragten in der EU insgesamt, höehstens 20 Merkmale 
und höehstens 1,5 Stunden durehsehnittlieher Beant- 
wortungsaufwand. Über Durehführung und Ausgestal- 
tung von Ad-hoe-Befragungen ist im Regelungsver- 
fahren (qualifizierte Mehrheit) zu entseheiden. 

b) Die Teilnahme an den in der Verordnung vorgesehe- 
nen Pilotstudien ist freiwillig. 

e) Das erste Beriehtsjahr wurde von 2006 auf 2008 ver- 
sehoben, um es mit der Umstellung auf die Wirt- 
sehaftszweige-Klassifikation NAGE Rev. 2 zu syn- 
ehronisieren. 
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